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— Wechsel des Lebensmittelpunkts

Lebensmittelpunkt des Kindes 
kann durch Umgangsregelung wechseln
von RiBGH a. D. Prof. Dr. Frank Klinkhammer, Düsseldorf

Der BGH stellt klar: Eine Umgangsregelung kann bei gemeinsam sorgebe-
rechtigten Eltern zum Wechsel des Lebensmittelpunkts führen. Eine Über-
tragung des Aufenthaltsbestimmungsrechts ist hierfür nicht erforderlich.

Sachverhalt
Die Eltern streiten über den Umgang des Vaters V mit dem 2015 geborenen 
Sohn S, der bei der Mutter M wohnt. Nach ursprünglichen Umgangskontakten 
erhob M Vorwürfe, V habe gegen S Gewalt verübt, und unterband Ende Juli 
2023 weitere Kontakte. V begehrt eine gerichtliche Umgangsregelung. Im 
Lauf des Verfahrens vereinbarten die Eltern Umgang zwischen V und S, auf 
Wunsch des S auch mit Übernachtung. Das AG bestellte eine Umgangspflege-
rin und ordnete Umgang an, durchschnittlich zwei Tage pro Woche und 
Ferienkontakte. M legte Beschwerde ein und beantragte, den Umgang für 
sechs Monate auszuschließen. Das OLG erließ eine einstweilige Anordnung 
(eAO), dass V ab 8.5.25 Umgang mit S haben soll. Die Umgangspflegerin 
holte S im Beisein der gerichtlichen Sachverständigen am 8.5.25 von der 
Schule ab und übergab ihn V. Durch Beschluss vom 6.6.25 regelte das OLG 
den Umgang neu, nun aber zwischen M und S für jedes zweite Wochenende, 
die Ferienumgänge sind geblieben. Die Rechtsbeschwerde der M ist erfolglos.

Leitsatz: BGH 17.12.25, XII ZB 279/25
Eine gerichtliche Umgangsregelung, die im Ergebnis zu einer Umkehr der Betreu-
ungsanteile der gemeinsam sorgeberechtigten Eltern und damit zu einer Änderung 
des Lebensmittelpunkts des Kindes führt, wird vom Gesetz nicht ausgeschlossen 
(Abruf-Nr. 252279).

Entscheidungsgründe
Nach § 1684 Abs. 1 BGB hat ein Kind das Recht auf Umgang mit jedem Eltern-
teil und jeder Elternteil ist zum Umgang mit dem Kind verpflichtet und 
 berechtigt. Der BGH hatte 2017 zum Wechselmodell festgestellt, dass das 
 Gesetz keine zeitliche Obergrenze für den Umgang kennt, und eine 
 Umgangsregelung mit Betreuungsanteilen von 50 : 50 für zulässig erklärt 
(BGH FamRZ 17, 532 Rn. 15 ff.).

Ob darüber hinaus eine Regelung mit Umkehr der Betreuungsanteile zulasten 
des bisher hauptsächlich betreuenden Elternteils (z. B. 40 : 60 oder 30 : 70) 
getroffen werden kann oder ob hierfür die Übertragung des Aufenthaltsbestim-
mungsrechts (Sorgerecht) erforderlich ist, war umstritten. Der BGH hat seine 
Rechtsprechung nun erweitert und die Umgangsregelung selbst dann für 
 zulässig erklärt, wenn sie zum Wechsel des Lebensmittelpunkts des Kindes 
führt. Auch eine solche Regelung hält sich im Rahmen von § 1684 Abs. 3 S. 1 
BGB. Die Festlegung eines bestimmten Betreuungsmodells ist eine Frage, wie 
die elter liche Sorge tatsächlich ausgeübt wird.
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Mit welchem Umfang die Umgangskontakte gerichtlich festgelegt werden, ist 
demnach ein lediglich quantitativer (kein qualitativer) Aspekt und beeinflusst 
das grundsätzliche Verhältnis von Sorge- und Umgangsrecht als unterschied-
liche Verfahrensgegenstände nicht. Der Unterschied besteht darin, dass
 die Sorgerechtsentscheidung (§ 1671 BGB) eine Regelung der rechtlichen 

Befugnisse der Elternteile enthält,
 während die Umgangsregelung nur betrifft, wie die elterliche Sorge tat-

sächlich ausgeübt wird, ohne in den Sorgerechtsstatus einzugreifen.

Dass der Beschwerderechtszug unterschiedlich ausgestaltet ist (§  57 S.  1 
FamFG: Ausschluss der Beschwerde bei Umgangsregelung, nach §  57 S.  2 
Nr. 1 und 2 FamFG dagegen statthaft bei Entscheidung über Sorgerecht und 
Kindesherausgabe), stellt für den BGH keinen Hinderungsgrund dar.

Die Entscheidung richtet sich in der Sache allein nach dem Kindeswohl, 
§ 1697a BGB. Der BGH hat die Entscheidung des OLG nicht beanstandet. Das 
OLG hat seine Entscheidung auf mangelnde Erziehungseignung der M, vor 
allem deren fehlende Bindungstoleranz, gestützt. Die Verübung von Gewalt 
habe nicht festgestellt werden können. Der Wechsel zu V sei wegen dringen-
den Förderbedarfs des S erforderlich.

Relevanz für die Praxis
Nach der BGH-Entscheidung wird bei Streit der Eltern über den Umfang der 
Betreuungsanteile vorzugsweise ein Umgangsverfahren einzuleiten sein, das
 bei entsprechender Anregung („Antrag“) eines Elternteils vom Familien-

gericht von Amts wegen durchzuführen ist und
 zu einer vollstreckbaren Entscheidung führt.

Dass parallel – wie hier – ein Sorgerechtsverfahren durchgeführt wird, hat der 
BGH bislang für zulässig gehalten. Er hat ferner angedeutet, dass die gleiche 
Umgangsregelung auch zulässig ist, wenn der Umgang begehrende Elternteil 
nicht (mit-)sorgeberechtigt ist. Das OLG hatte sogar das Rechtsschutz-
bedürfnis für einen Antrag auf Übertragung des Aufenthaltsbestimmungs-
rechts (allein), um die Betreuungsanteile zu ändern, verneint.

PRAXISTIPP — Die Rechtsposition der M ist, obwohl Beschwerdeführerin, vom OLG 
verschlechtert worden. Das Verbot der Reformatio in Peius gilt wegen des Amtsver-
fahrens nicht (vgl. BGH FamRZ 16, 1752 zur teilweisen Sorgerechtsentziehung).

Die M hätte allerdings noch vor der Hauptsacheentscheidung des OLG ihre 
 Beschwerde zurücknehmen können. Den Wechsel des Betreuungsschwerpunkts 
hätte sie damit nicht mehr abwenden können, weil dieser bereits durch die eAO 
herbeigeführt worden war. Diese ist durch die Beschwerdeentscheidung des OLG 
(nur) inzident bestätigt worden. Die Vollstreckung erfolgt durch Ordnungsgeld/
Ordnungshaft nach §§ 88 ff. FamFG. Mit dem Betreuungsschwerpunkt wechselt die 
Obhut und damit nach § 1629 Abs. 2 S. 2 BGB auch die Vertretungsbefugnis beim 
Kindesunterhalt (BGH FamRZ 24, 1093 zur Vertretung beim Wechselmodell).
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